Der Birgermeister STADTRHEINE

Fachbereich 5 - Planen und Bauen
/Nebenan der Ems

Vorlage Nr. 059/18

Betreff: Bebauungsplan Nr. 67,
Kennwort: "Burrichter StraRe/LaustralRe", der Stadt Rheine
l Beratung der Stellungnahmen
1. Beteiligung der Offentlichkeit gem&R § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. §
13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB
2. Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gemal § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB
Il. Beschluss iiber die Abwagungsempfehlungen des Ausschusses fiir
Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz
M. Satzungsbeschluss nebst Begriindung

Status: Offentlich

Beratungsfolge

Ausschuss fiir Stadtentwicklung, 25.04.2018 | Berichterstattung durch: | Herrn Gausmann
Umwelt und Klimaschutz Herrn Dr. Vennekétter
Herrn Dértelmann

Abstimmungsergebnis
TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z.K vertagt verwiesen an:

Rat der Stadt Rheine 08.05.2018 | Berichterstattung durch: | Herrn Hachmann
Herrn Gausmann

Abstimmungsergebnis
TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z.K vertagt verwiesen an:

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt

Leitprojekt 4 Rheine - die gesunde Stadt
Produktgruppe 51 Stadtplanung

Finanzielle Auswirkungen

] Ja X Nein

[] einmalig (] jahrlich [l einmalig + jéhrlich

Ergebnisplan Investitionsplan

Ertrage € Einzahlungen 3
Aufwendungen € Auszahlungen €
Verminderung Eigenkapital € Eigenanteil 3

Finanzierung gesichert

] Ja [] Nein

durch

1 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt
[] sonstiges (siehe Begriindung)




Vorlage Nr. 059/18

VORBEMERKUNG / KURZERLAUTERUNG:

Der StUK hat in seiner Sitzung am 22. November 2017 die Aufstellung eines einfachen Be-
bauungsplanes fiir den Bereich Burrichter Stralle/Schiitzenstrale/Laustralle/Friedhofstralle
beschlossen. Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Steuerung der Nachverdichtung in die-
sem Wohngebietsbereich durch die Begrenzung der zuldssigen Zahl der Wohneinheiten auf
zwei pro Gebaude, um den Charakter des Wohngebietes zu erhalten

Die o6ffentliche Auslegung gemal § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB hat vom
8. Januar 2018 bis einschlie3lich 8. Februar 2018 stattgefunden. Ort und Dauer der Ausle-
gung sind mindestens eine Woche vorher ortsiiblich bekannt gemacht worden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist abgegeben werden kénnen und
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tiber den Bau-
leitplan unbericksichtigt bleiben kdnnen.

Die berlihrten Behorden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange wurden von der 6ffentli-
chen Auslegung benachrichtigt und gemal} § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB
beteiligt, d.h. insbesondere zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb eines Monats aufge-
fordert.

Uber die wahrend dieser Zeit vorgebrachten Stellungnahmen ist zu beraten. Die 6ffentlichen
und privaten Belange sind gegeneinander und untereinander gerecht abzuwéagen, um danach
den Satzungsbeschluss zu fassen.

Alle wichtigen planungsrelevanten Daten und MalRnahmen sind der Begriindung zu dem Be-

bauungsplan (Anlage 2) und den textlichen Festsetzungen (Anlage 3) zu entnehmen, die die-
ser Vorlage beigefiigt sind. Die Begriindung ist als Verdeutlichung der Entscheidungsfindung
bzw. als Basismaterial bei gerichtlicher Abwagungskontrolle mit zu beschlielen.

Ein Auszug aus dem Entwurf des Bebauungsplanes liegt ebenfalls bei (Anlage 1).

BESCHLUSSVORSCHLAG / EMPFEHLUNG:

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz empfiehlt dem Rat der Stadt
Rheine folgende Beschliisse zu fassen:

L Beratung der Stellungnahmen

1. Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs.2 Nr. 2 BauGB

1.1 Anwaltskanzlei Baumeister, Postfach 1308, 48003 Miinster;

Vorbemerkung: Die Anwaltskanzlei hat Anregungen zum Bebauungsplanverfahren vorgetra-
gen und gleichzeitig Klage beim Verwaltungsgericht Miinster gegen die Zuriickstellung eines
Bauantrages im Plangebiet eingereicht. Die Klagebegriindung wurde seitens des Rechtsan-
waltes zur Anlage der Anregungen gemacht. In der Klagebegriindung wurde u.a. die Erteilung
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einer Baugenehmigung fiir das Bauvorhaben im Plangebiet gefordert. Die Stadt Rheine hat
auf diese Forderung mit der Ankiindigung der Ablehnung und einer entsprechenden Anho-
rung geantwortet. Hierauf hat der Rechtsanwalt mit einem weiteren Schreiben reagiert, wo-
rauf die Stadt Rheine wiederum geantwortet hat. Auch diese Schreiben werden zur Vervoll-
stdndigung des Sachverhaltes nachfolgend mitaufgenommen.

Zur besseren Ubersicht werden die einzelnen Anregungen bzw. Schreiben nachfolgend chro-
nologisch aufgenommen, mit einer Aufzahlung versehen und jeweils direkt anschlieRend der
zugehorige Abwagungsvorschlag unterbreitet. Es ergibt sich daraus insgesamt folgende
Gliederung der Abwégunag:

A Anregungen zum Bebauungsplan

Al Inhalt
1. Fehlendes Erfordernis
2. nicht ausreichende Beriicksichtigung der Interessen der Mandantin
3. Schadenersatzanspriiche

All:  Abwagungsempfehlung zu den vorgetragenen Anregungen zum Bebauungsplan
All.1: zu 1 Fehlendes Erfordernis der Planung?

All.2: zu 2 Fehlende Berticksichtigung der Interessen der Mandantin?

All.3: zu 3 Mdgliche Schadenersatzanspriiche

B  Anlage Klagebegriindung
BI: Inhalt
Antrage an das Verwaltungsgericht
1. Aufhebung Zuriickstellungsbescheid
2 Verpflichtung zur Erteilung einer Baugenehmigung
3. Hilfsweise Verpflichtung zur Erteilung eines positiven Bauvorbescheides

Begriindung
l. Sachverhalt
I. Begriindetheit
1. Klageantrag zu 1.
2. Klageantrag zu 2.
3. Klageantrag zu 3
BIl:  Abwagungsempfehlungen zur Klagebegriindung
1. Aufhebung Zuriickstellungsbescheid
2. Erlass eines erneuten Zurlickstellungsbescheides
3. Ankiindigung Ablehnung Bauantrag/vierwochige Anhorungsfrist

Begriindungen zu den Abwagungsempfehlungen/Schreiben der Stadt Rheine
B Il.1: Aufhebung Zuriickstellungsbescheid durch Stadt Rheine

B I.2: Erneuter Zuriickstellungsbescheid der Stadt Rheine

B 11.3: Ablehnung Bauantrag/vierwdchige Anhérungsfrist

C  Antwort Rechtsanwalt auf Ankiindigung der Ablehnung des Bauan-

trages/Anho6rung
Cl:  Inhalt
Cll:  Abwagungsempfehlung zur Antwort Rechtsanwalt auf Ankiindigung Ablehnung Bau-

antrag



A.

Anregungen zum Bebauungsplan

FAX vom 07. Februar 2018

Al

Inhalt:

»In oben genannter Angelegenheit zeigen wir an, dass wir dje Firma XXX vertreten. Ord-
nungsgemale Bevollméchtigung wird anwaltlich versichert.

Gegenstand unserer Beauftragung ist die Offenlage der Entwiirfe des Bebauungsplanes Nr.
67 ,Burrichter Strale/LaustralSe’. Namens und im Auftrag unserer Mandantin machen wird
folgende

Einwendungen

gegen den Entwurf des Bebauungsplanes geltend.

1. Die Planung ist nicht im Sinne von § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGRB stadtebaulich erforderiich.

Nach dieser Regelung haben die Gemeinden die Bauleitpléne aufzustellen, sobald und
soweit es fur die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Nicht er-
forderlich im Sinne des § 7 Abs. 3 Satz T BauGB sind Bebauungsplane, die einer posi-
tiven Planungskonzeption entbehren und ersichtlich der Férderung von Zielen dienen,
fir deren Verwirklichung die Planungsinstrumente des Baugesetzbuches nicht be-
stimmt sind.

Vgl. BWWerwG, Urteil vom 27. 03. 2013 — 4 C 13/11-, juris.

Diese Voraussetzungen sind nicht gegeben. Die Planung dient ausschlieBlich der
Verhinderung des Bauvorhabens unserer Mandantin. Unsere Mandantin hat fir das
Baugrundstiick SchiitzenstralSe XX, 48429 Rheine, einen Bauantrag fir den Neubau
eines Mehrfamilienhauses mit Stellplatzen gestellt. Das Bauvorhaben fiigt sich ohne
weiteres in die Eigenart der nadheren Umgebung ein. Vergleichbare Gebaude sind un-
mittelbar auf der anderen Stral8enseite zu dem Baugrundstiick vorhanden. Die Pla-
nung dient damit ausschliel8lich dazu, das Bauvorhaben unseres Mandanten zu ver-
hindern. Dies wird bereits dadurch belegt, dass der Bebauungsplan nur eine Festset-
zung hinsichtlich der zuldssigen Zahl der Wohneinheiten enthailt. Weitere Regelungen
enthéalt er nicht. Es handelt sich um einen Bebauungsplan mit reiner Ausschlusswir-
kung.

Eine Planung, die ausschlie8lich dazu dient, Bauvorhaben zu verhindern, ohne dass
hier stadtebauliche Zielvorstellungen zugrunde liegen, ist eine Verhinderungsplanung.
Sie ist nicht im Sinne von § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB stadtebaulich erforderlich. Der Be-
bauungsplan wird bereits deshalb im Falle seiner Beschlussfassung unwirksam sein.

2. Der Bebauungsplan wird auch abwégungsfehlerhaft sein. Das Interesse unserer Man-

dantin an der Verwirklichung des Bauvorhabens wird nicht ausreichend berticksich-
tigt. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass in der néheren Umgebung be-
reits Wohnhauser mit mehr als zwei Wohnungen vorhanden sind. Die Stadt strebt an
anderer Stelle eine Nachverdichtung an. Es ist deshalb unter Gleichheitsgesichts-
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punkten sachlich nicht gerechtfertigt, dass an dieser Stelle die Zahl der zulédssigen
Wohneinheiten pro Gebaude beschrankt werden soll.

3. AbschlieBend weisen wir darauf hin, dass eine Weiterfihrung der Planung zu erhebl/-
chen Schadenersatzanspriichen unserer Mandantin gegen die Stadt Rheine fihren
wird. Eine Zurtickstellung des Baugesuchs erfolgte zwar. Die Zuriickstellung des Bau-
gesuchs erfolgte jedoch vor der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses. Fer-
ner wurde die Zurtickstellung nicht fiir sofort vollziehbar erklart. Unsere Mandantin
hat gegen dije Zurtickstellung Klage erhoben. Der Bauantrag hétte weiter bearbeitet
werden missen. Nach Ablauf der regelmal3igen Bearbeitungsfrist hatte unsere Man-
dantin einen Anspruch auf Erteilung der Baugenehmigung. Aufgrund des Versdumens
der Stadt Rheine, die Anordnung des Sofortvollzugs des Zuriickstellungsbescheides
vorzunehmen, steht unserer Mandantin im Falle der Versagung der Baugenehmigung
auf der Grundlage eines in Kraft gesetzten Bebauungsplanes ein Schadenersatz zu.
Im Falle hypothetisch rechtmalBigen Alternativverhaltens hétte unsere Mandantin
nach Ablauf der Bearbeitungsfrist eine Baugenehmigung fir das beantragte Vorha-
ben erhalten missen. Wir verweisen insoweit auf den Entwurf unserer Klagebegrtin-
dung den wir in der Anlage beifiigen. Ausgehend von den in Rede stehenden Scha-
densersatzanspriichen regen wir dringend an, das Bauleitplanverfahren zur Vermei-
dung eines weiteren Schadens einzustellen. ”

All:  Abwagungsempfehlung zu den vorgetragenen Anregungen zum Bebauungsplan

All. 1: Zu 1 Fehlendes Erfordernis der Planung?

Es wird festgestellt, dass gem. § 9 (1) Nr. 6 BauGB in Bebauungsplédnen die héchstzulassige
Zahl der Wohnungen in Wohngebauden festgesetzt werden kann. Der Entwurf des Bebau-
ungsplanes Nr. 67 nimmt diese Mdglichkeit auf.

Gem. einschlagiger Kommentierungen (vgl. Ernst-Zinkahn-Bielenberg zu § 9 Abs. 1 Nr. 6)
kann die Vorschrift angewendet werden zur Erhaltung und Entwicklung einer bestimmten
Eigenart oder stadtebaulichen Funktion eines Wohngebietes. Dabei wird darauf verwiesen,
dass die Festsetzung nach Nr. 6 in qualifizierten, einfachen oder vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanen zum Einsatz kommen kann. Es wird explizit darauf verwiesen, dass mit einem
einfachen Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB die Festsetzungen auch in Gebie-
ten nach § 34 BauGB vorgesehen werden kénnen.

Die Festsetzung der Hochstzahl der Wohnungen in Wohngebauden muss die Anforderungen
des § 1 BauGB, insbesondere des § 1 Abs. 3 Satz 1 (Aufstellung von Bebauungsplanen so-
bald und soweit es fiir die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist), Abs. 6
(zu beriicksichtigende Ziele) und Abs. 7 (Belange des Umweltschutzes, Naturschutzes und
Landschaftsschutzes), sowie des § 1 a BauGB (Umweltschutz) erfiillen. Wie bei anderen dif-
ferenzierenden Festsetzungen mit beschrankenden Charakter bedarf es des Vorliegens spe-
zifischer stadtebaulicher Griinde, die die Begrenzung der Zahl der Wohnungen insbesondere
unter Beriicksichtigung der Belange des Grundstiickseigentiimers einerseits und der mit der
Beschrankung der Zahl der Wohnungen verfolgten stadtebaulichen Anliegen andererseits
nach dem Abwéagungsgebot des § 1 Abs. 7 rechtfertigen. Dabei ist zu berticksichtigen, das
Beschrankungen nach § 9 (1) Nr. 6 BauGB von der grundsatzlichen Zuléssigkeit der Wohn-
nutzung ausgehen, also die bauplanungsrechtlichen Zulassigkeitsregelungen insoweit den
Belangen des Grundstiickeigentiimers entsprechen, und das andere Festsetzungen zur Be-
grenzung der Wohnnutzung wie die Einschrankung der zulassigen Zahl der Wohnungen in
Wohngebauden wiederum zu Einschrankungen fiihren konnen. Es miissen daher stadtebau-
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liche Griinde vorliegen, die als 6ffentliche Belange im Rahmen der Abwagung mit den priva-
ten Belangen des Grundstiickseigentiimers die Festsetzung der hochstzuldassigen Zahl der
Wohnungen rechtfertigen.

Nach dem VGH Mannheim Beschl. v. 30.9.1993 — 8 S 1676/92 — kann die Gemeinde nach Nr.
6 die hochstzulassige Zahl der Wohnungen pro Wohngebaude auf zwei begrenzen, um zu
verhindern, dass sich der Charakter eines bisher nur mit Einfamilienhdusern bebauten allge-
meinen Wohngebietes durch das Hinzukommen von Mehrfamilienhdusern andert. Diese In-
tention wird von der Stadt Rheine mit dem Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 67
umgesetzt.

In dem genannten Urteil wird wiederum darauf verwiesen, dass die Anwendung des § 9 (1)
Nr. 6 BauGB auch in einem bereits weitgehend bebauten Gebiet — wie im vorliegenden Bau-
leitplanverfahren — maoglich ist.

Die Neufassung des § 9 (1) Nr. 6 durch das BauGB sollte in entsprechenden stadtebaulichen
Situationen die Mdglichkeit eréffnen, die Zahl der Wohnungen in Wohngebauden zu begren-
zen. Die stadtebauliche Notwendigkeit fiir eine solche Festsetzung kann sich insbesondere in
Gebieten ergeben, in denen durch eine Begrenzung der Zahl der zulassigen Wohnungen un-
erwiinschte Umstrukturierungen der stadtebaulichen Eigenart des Gebiets verhindert werden
sollen (vgl. die Begriindung des Regierungsentwurfs, BT-Drs. 10/4630, S. 72). Die stadtebau-
liche Eigenart eines Gebiets in diesem Sinn wird durch die allgemeine Zweckbestimmung der
in der BauNVO genannten Gebiete nicht erschépfend bestimmt; sie ergibt sich vielmehr aus
der jeweiligen stadtebaulichen Situation und den spezifischen von der Gemeinde mit der Pla-
nung verfolgten Zielsetzungen. Der Charakter eines Wohngebietes kann dementsprechend
auch durch die Zahl der Wohnungen in den Hausern (mit)bestimmt sein.

In dem Urteil wird weiter ausgefiihrt, dass sich die Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten
durch die spezifische stadtebauliche Funktion des Plangebietes und einer Abschatzung der
stadtebaulichen Auswirkungen einer Veranderung im lberplanten Gebiet, die mit der Fest-
setzung verhindert werden sollen, rechtfertigt. Dieses wurde fiir das in Frage stehende Plan-
gebiet auf Grund der folgenden Inhalte bejaht: Das Plangebiet war weitgehend bebaut. Bei
den errichteten Gebduden handelte es sich mit Ausnahme eines Mehrfamilienhauses um
Einfamilienhauser. Mit der Begrenzung auf zwei Wohneinheiten pro Wohngebaude sollte
nach dem Willen der Gemeinde das Entstehen weiterer Mehrfamilienhduser auf den bisher
unbebauten Grundstiicken verhindert werden, um eine homogene und aufgelockerte Bebau-
ung des gesamten Plangebietes zu gewahrleisten. Die getroffene Festsetzung wird damit
von besonderen stadtebaulichen Griinden im Sinne des § 9 (1) Nr. 6 BauGB getragen. Es lag
- nach Auffassung des Gerichts — auf der Hand, dass der stadtebauliche Charakter eines
aus Einfamilienhdusern bestehenden Wohngebietes durch das Hinzukommen von Mehrfami-
lienhausern verandert wird. Dies gilt jedenfalls im Hinblick auf die groRRere stadtebauliche
,2unruhe”, die dadurch in das Gebiet hineingetragen wird. Eine solche Entwicklung zu verhin-
dern, ist ein nach § 9 (1) Nr. 6 BauGB legitimes Ziel.

Im vorliegenden Fall geht die angesprochene gréf3ere stadtebauliche Unruhe nicht von bisher
unbebauten Grundstiicken aus, sondern von der unverhaltnismaligen Nachverdichtung
durch Gebdude mit mehreren Wohneinheiten.

Das Gericht kommt im beschriebenen Fall zu dem Ergebnis, dass der Gemeinderat mit den
Inhalten der Bauleitplanung dem Gebot, mit Grund und Boden sparsam und schonend umzu-
gehen (§ 1 (5) S. 3 BauGB), entsprochen hat.



Der Verwaltungsgerichtshof stellt weiter fest, dass sich aus § 1 (5) S. 2 Nr. 4 BauGB ergibt,
dass die Erhaltung stadtebaulicher Strukturen ebenfalls ein wichtiger, bei der Bauleitplanung
zu beriicksichtigender Belang darstellt. Ein dringender Wohnbedarf besteht im Ubrigen gera-
de auch bei Familienheimen in Sinn des Il. WoBauG, d.h. an Eigenheimen, die nach GroRRe und
Grundriss ganz oder teilweise dazu bestimmt sind, dem Eigentliimer und seiner Familie als
Heim zu dienen. GemaR § 89 (3) WoBauG, sind die Gemeinden verpflichtet, ,im Rahmen einer
geordneten Entwicklung des Gemeindegebiets in ihren rechtsverbindlichen stadtebaulichen
Planen fiir eine Bebauung mit Familienheimen geeignete Flachen in einem so ausreichenden
Umfang auszuweisen, dass die vorrangige Forderung des Baus von Familienheimen entspre-
chend den Vorschriften dieses Gesetzes durchgefiihrt werden kann“. Die Festsetzungen, das
Wohngebaude nicht mehr als zwei Wohnungen haben diirfen, ist ein hierfiir geeignetes In-
strument. Jedenfalls im Hinblick hierauf begegnet das Abwagungsergebnis auch unter dem
Blickwinkel des § 1(5) S.3 BauGB (Bodenschutzklausel) keine Bedenken.

Insgesamt wird deutlich, dass das Aufstellungsverfahren keine Verhinderungsplanung dar-
stellt, sondern das stadtebauliche Ziel umsetzt, die stadtebauliche Qualitat des bestehenden
Wohnquartiers langfristig zu sichern und die Nachverdichtung in diesem Wohnquartier zu
steuern.

All.2: Zu 2 Fehlende Beriicksichtigung der Interessen der Mandantin?

Es wird festgestellt, dass es Ziel des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 67 ist,
die im Baublock SchiitzenstralRe/Laustrale/Friedhofstrale/Burrichterstralle vorhandene
ortstypische Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhdusern, die in ein- und zweigeschossiger
Bauweise entstanden sind, zu sichern. Entsprechend dieser architektonischen Auspragung
findet sich eine kleinteilige Grundstiicksstruktur: die Gebaude stehen jeweils auf einem sepa-
raten Grundstiick. Angrenzend an das Plangebiet stellt sich — wie der Rechtsanwalt richtig
darstellt — die stadtebauliche Struktur vollig anders dar: stidlich der SchiitzenstralRe findet
sich ebenfalls eine einheitliche Gebaudestruktur, jedoch in einer stadtebaulich-
architektonisch vollig anderen Auspragung: Geschosswohnungsbau mit 7 zwei- und dreige-
schossigen Wohnhéausern auf einem groRen Baugrundstiick. Ostlich der Laustrale ist eine
Einheitlichkeit weder in Bezug auf die Gebaudestruktur noch auf die Nutzungsstruktur zu
erkennen. Der Bereich ist durchmischt mit Ein- und Mehrfamilienhdusern in unterschiedlichs-
ter Auspragung. Nordlich und westlich des Plangebietes finden sich nur einzelne Gebaude,
die nach § 35 zu beurteilen sind.

Im Rahmen der Innenentwicklung riicken generell die grof3flachigen Einfamilienhausgebiete
aus den 1950er bis 1970er Jahren verstarkt in den Fokus von Investoren. Im Lebenszyklus
dieser Einfamilienhausgebiete steht aktuell ein Generationswechsel bevor, sodass vermehrt
entsprechende Einfamilienhausgrundstiicke zum Verkauf angeboten werden. Dies gilt vor
allem dort, wo die Generation der Kinder aus unterschiedlichen Griinden nicht bereit oder in
der Lage ist, die elterliche Immobilie zu ibernehmen. Allerdings sind Kaufer aullerhalb der
Familie weniger am selbstgenutzten Eigentum interessiert. Steht ein Einfamilienhausgrund-
stiick zum Verkauf, besteht nicht selten die Absicht, das Grundstiick intensiver und damit
wirtschaftlicher nutzen zu wollen. Das in Frage stehende Grundstiick ist ein Beleg fiir diese
Entwicklung.

Grundsatzlich entspricht das private Interesse, groRere Grundstiicke intensiver bebauen zu
wollen, dem 6ffentlichen Interesse, die Innenentwicklung zu férdern und dem steigenden
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Bedarf an qualitatsvollen Wohnungen insbesondere fiir dltere Menschen, Singles oder allein
lebende Paare decken zu kdnnen. Andererseits kann ein UbermaR an stidtebaulicher Ver-
dichtung ohne Ricksicht auf die vorhandene Siedlungsstruktur auf Dauer dazu fiihren, dass
die stadtebaulichen Qualitaten eines Einfamilienhausgebietes schrittweise und unumkehrbar
zerstort werden.

Das stadtebauliche Ziel, den vorhandenen Charakter des Plangebietes zu sichern, spiegelt
sich weitestgehend in den Festsetzungen des Bebauungsplanes wider, wobei eine moderate
Verdichtung nicht vollstandig ausgeschlossen wird.

Die tatsachlichen GrundstiicksgréfRen und die Inhalte des Bebauungsplanentwurfes lassen in
Teilen des Plangebietes eine moderate Intensivierung der Bebauung zu. Das Grundsttick der
Mandantin kann auch hierfir als ,Musterbeispiel” herangezogen werden:

Auch unter der Vorgabe, dass pro Wohngebaude maximal 2 Wohneinheiten errichtet werden
konnen, ist das vom Antragsteller erworbene Grundstiick profitabel zu bebauen: bei einer
Grundstiicksgrofie von derzeit 853 m? lassen sich hieraus ohne Schwierigkeiten zwei Grund-
stiicke bilden, die z.B. jeweils mit einer Stadtvilla bebaut werden kénnen. Auf Grund des zur-
zeit im Gebiet der Stadt Rheine herrschenden Mangels an Baugrundstiicken dirfte ein ent-
sprechender Verkauf leicht fallen. Auch kénnte — bei einer Grundstiicksteilung — auf beiden
neu zu bildenden Grundstiicken jeweils ein Zweifamilienhaus entstehen. Urspriinglich war
das Gesamtgrundstiick nur mit einem Einfamilienhaus bebaut. Bei Umsetzung der Bebauung
mit Zweifamilienhdusern ergabe sich — auch unter Beibehaltung der Vorgaben aus dem Be-
bauungsplanentwurf — die Realisierung eines erheblichen Nachverdichtungspotentials mit
insgesamt 4 Wohnungen gegeniber urspriinglich 1 Wohneinheit. Dabei geht jedoch bei einer
Doppelhausbebauung mit jeweils zwei Wohneinheiten pro Gebaude der Charakter des Wohn-
gebietes gegeniiber einem Bauvorhaben mit 4 Wohnungen nicht verloren: Bei Zweifamilien-
haus-Objekten handelt es sich zu einem Grof3teil um Vorhaben der Eigentumsbildung, der
Eigentimer zieht in das Objekt mit ein, wie z.B. bei Einfamilienhdusern mit Einliegerwohnun-
gen. Bei einem Gebaude mit 4 Wohneinheiten steht die Vermietung an oberster Stelle, wobei
der Charakter des Quartiers als Einfamilienhausgebiet verloren gehen wiirde.

Die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten wiirde jedoch dazu fiihren, dass z.B. die Ein-
sichtnahme auf Nachbargrundstiicke —wie sie beim GeschoBwohnungsbau ublich ist — ten-
denziell reduziert wiirde. Das Bauvorhaben des Antragstellers kann wiederum als Beleg fiir
diese Aussage herangezogen werden: Bei dem projektierten 6-Familienhaus sind auch im
Dachgeschoss — also in der dritten Geschossebene — separate Wohnungen geplant. Bei ei-
ner dieser Wohneinheiten ist der Balkon/Loggia direkt zum benachbarten Grundstiick ausge-
richtet. Auf Grund der Héhenlage ist hier die Einsichtnahmemdglichkeit in den Garten des
Nachbarn besonders ausgepragt. Auch bei der Beschrankung der Wohneinheiten besteht
tendenziell die Moglichkeit, dass in der dritten Geschossebene eine Loggia entsteht. Es ist
jedoch unwahrscheinlich, dass hier der einzige Aulenwohnbereich entsteht, wie bei einem 6-
Familienhaus.Bei einem Zweifamilienhaus wird — sofern das Dachgeschoss ausgebaut wird
- in den meisten Fallen eine Wohnung im Erdgeschoss und eine Wohnung im 1.0G entste-
hen, wobei ggf. die Wohnung im OG als Maisonette ausgebildet wird. Bei dieser Aufteilung
wird jedoch der HauptauBenwohnbereich der Wohnung in den OG’s im 1. OG entstehen. Die
Storwirkung fiir den Nachbarn ist in diesem Fall also deutlich geringer.

Neben der Ricksichtnahme auf die vorhandenen Bau- und Wohnstrukturen bietet die Be-
grenzung der Anzahl der zulassigen Wohneinheiten auch den Vorteil, dass die Zunahme an
Kraftfahrzeugen begrenzt wird. Eine Nachverdichtung wird durch die Inhalte des Bauleitplan-
verfahrens nicht generell ausgeschlossen, es erfolgt jedoch eine deutliche Begrenzung. Da-



-9-

mit wird das vorhandene Verkehrsnetz in Bezug auf die Aufnahme weiterer Fahrzeuge nicht
unzumutbar uberlastet. Auch in Bezug auf die Bereitstellung von Stell-/Parkplatzen erfolgt
durch die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten eine Verbesserung gegeniber einer
ungebremsten Zunahme von Wohnungen. Zum einen wird die Nachfrage generell einge-
schrankt, da nur eine geringere Anzahl von neuen Wohneinheiten im Plangebiet entstehen
kann, zum anderen ist bei kleineren Gebdudeeinheiten die Wahrscheinlichkeit grofer, dass
pro Wohneinheit mehr als ein Stellplatz pro Wohnung entsteht, insbesondere wenn es sich
um Eigentumsmalinahmen handelt. Ein Gebdaude-/Wohnungseigentiimer ist tendenziell eher
bereit, auf dem eigenen Grundstiick mehrere Stellplatze anzulegen als den Parkdruck in den
offentlichen Strallenraum zu verlagern. Es besteht zum Beispiel die Méglichkeit, die Abstell-
flache vor einer Garage als zweiten Stellplatz zu nutzen. Beim Geschosswohnungsbau - ins-
besondere beim Mietwohnungsbau — wird grétenteils auf den Bau von Garagen verzichtet
und es werde in der Regel nur die unbedingt notwendigen Stellplatze — gegenwartig ein Stell-
platz pro Wohneinheit — auf dem Grundstiick angelegt. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass ein
Stellplatz pro Wohneinheit nicht ausreicht. Der verbleibende Bedarf wird deshalb in den 6f-
fentlichen StraBenraum gedrangt. Hier entstehen dann vielfach Streitigkeiten Gber die Nut-
zung der 6ffentlichen Verkehrsflachen zwischen den neuen und den alten Bewohnern eines
Plangebietes. Die Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten fiihrt deshalb zu einer Reduzie-
rung dieses Konfliktpotentials.

Die dargestellte Problematik in Bezug auf unverhaltnismaRige Nachverdichtung in Wohnge-
bieten wird von der Stadt Rheine auch in anderen Quartieren aufgegriffen. Es sind bereits
zwei Bauleitplanverfahren abgeschlossen worden, um in vergleichbaren Quartieren die Zahl
der Wohneinheiten zu begrenzen. Fir mehrere andere Wohngebiete liegen vergleichbare An-
trage vor, die zum Teil bereits im Fachausschuss beraten worden sind. Auch liegt eine -
ebenfalls bereits im StUK beratene — gesamtstadtische Analyse vor, um zu kldren, in welchen
Quartieren die Nachverdichtung aus stadtebaulicher Sicht zu steuern ist.

Es wird insgesamt deutlich, dass das Bauleitplanverfahren das Ziel verfolgt, mégliche Nach-
verdichtungsmafRnahmen nicht zu verhindern, sondern unter Beriicksichtigung der Interessen
von Bewohnern, Eigentimern und Investoren in geordnete stddtebauliche Bahnen zu lenken.
Der Hinweis auf die bereits vorliegende gesamtstadtische Analyse verdeutlicht, dass ein
Ausgleich gesucht wird, insbesondere zwischen den wirtschaftlichen Interessen von Investo-
ren und den Bewohnern/Eigentiimern vor Ort.

Zusammenfassend soll das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 67 das stadte-
bauliche Ziel umsetzen, die Qualitat des bestehenden Wohnquartiers langfristig zu sichern
und die aufgezeigten Probleme, die mit einer ungeordneten Nachverdichtung einhergehen, zu
minimieren. Mit der Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf maximal zwei pro Gebau-
de wird eine Nachverdichtung nicht generell verhindert, da z.B. im Plangebiet mehrere Grund-
stiicke flachenmalig so grof sind, das auch Grundstiicksteilungen moglich sind. Auf jedem
Grundstiick konnten zwei Wohneinheiten entstehen. Dem stadtebaulichen Ziel, sparsam mit
Grund und Boden umzugehen, kann damit entsprochen werden. Die Inhalte des Bebauungs-
planes sind das Ergebnis einer Abwagung zwischen der Notwendigkeit, vorhandene Bauge-
biete zu verdichten und dem Anspruch der vorhandenen Bewohner auf einer weitgehenden
Beibehaltung der intakten Wohngebietsstruktur.

Das beantragte Vorhaben mit insgesamt 6 Wohneinheiten auf einem Grundstiick steht ins-
besondere der Sicherung der Wohnstruktur entgegen und fiihrt zu den bereits dargestellten
Problemen insbesondere in Bezug auf die Riicksichtnahme auf die direkt angrenzende Be-
bauung und die Entstehung von Problemen in verkehrstechnischer Sicht.



- 10 -

All3: Zu 3 mogliche Schadenersatzanspriiche

Aus dem zeitlichen Ablauf des Bauantrages und dem Aufstellungsverfahren lasst sich herlei-
ten, dass der Antragsteller rechtzeitig tiber ein mogliches Bauleitplanverfahren informiert
worden ist und sich somit der angedeutete Schadenersatzanspruch nicht ohne weiteres Auf-
rechterhalten l&sst:

8. September 2017:

telefonische Antwort auf eine Mail-Anfrage mit Lageplan des Architekten der Mandantin zur
Bebauung des Grundstiicks Schiitzenstrae/Laustralle mit folgendem Inhalt: maximal zwei
Vollgeschosse, kein Staffelgeschoss, maximale Baumasse: maximale Grundflache 200 m?,
Gebaudehdhe nicht hoher als die Gebaude im Baublock Schiitzenstra-
Re/Burrichterstr./Laustralle

18. September 2017.

Eingang eines Antrages auf Aufstellung eines Bebauungsplanes fiir das Gebiet Laustra-
Re/Burrichterstr./Schiitzenstralle und FriedhofstralRe mit dem Ziel, die Anzahl der Wohnein-
heiten auf 2 pro Wohngebaude zu beschranken

22. September 2017:

Information des Architekten der Mandantin per Mail tiber den Eingang des Antrages auf Auf-
stellung eines Bebauungsplanes mit dem dargestellten Ziel und die Information dariber,
dass die Stadtplanung diesen Antrag positiv bewertet

9. Oktober 2017:
Abschluss Kaufvertrag iber das Grundstiick SchiitzenstralRe/Laustrale durch die Mandantin

10. Oktober 2017:

Eingang Bauantrag fir ein Mehrfamilienhaus mit 6 WE fiir das Grundstiick Schiitzenstra-
Re/Laustralle. Dieser Bauantrag nimmt in wesentlichen Teilen die Vorgaben beziiglich der
Bebauungsmdglichkeit des Grundstiicks aus dem Telefonat vom 8. September 2017 nicht
auf. Insbesondere werden die Vorgaben bezlglich der moglichen Gebaudegrundflache und
der H6henbegrenzung nicht eingehalten.

22. November 2017:
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 67, Kennwort: ,Burrichterstralle/Laustrale
im Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz

28. November 2017:
Zurlckstellung des Bauantrages vom 10. Oktober 2017 fiir 12 Monate gem. § 15 Abs. 1
BauGB durch die Bauaufsicht auf Antrag der Gemeinde/Stadtplanung

15. Dezember 2017:
Ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungs- und Biirgerbeteiligungsbeschlusse

8. Januar 2018 — 8. Februar 2018:
offentliche Auslegung gemal} § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB

6. Marz 2018
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Ankuindigung der Ablehnung des Bauantrages/Beginn einer vierwdchigen Anhdrungsgele-
genheit zur Ablehnung

6. Marz 2018
Erneute Zurilickstellung des Bauantrages fiir einen Zeitraum von 5 Monaten nach Zustellung
des Bescheides

9. Marz 2018
Aufhebung des Zurlickstellungsbescheidesvom 28. 11. 2017 durch die Stadt Rheine

23. Marz 2018
Stellungnahme Rechtsanwalt zur geplanten Ablehnung des Bauantrages

11. April 2018
Antwort der Stadt Rheine auf die Anhorung zur geplanten Ablehnung des Bauantrages

25. April 2018
Voraussichtlich Beratung im Ausschuss fir Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz tiber
den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan

8. Mai 2018
Voraussichtlich Beratung im Rat tiber den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan

Aus der Darstellung des zeitlichen Ablaufs wird deutlich, dass der Bauherr bzw. sein Archi-
tekt sowohl vor Abschluss des Grundstiickskaufvertrages als auch vor Einreichung des Bau-
antrages lber den vorliegenden Antrag auf Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten und
dessen positive Bewertung durch die Stadtplanung informiert worden ist. Entgegen dieser
rechtzeitigen Informationen wurde jedoch ein Bauantrag fir ein 6 Familienhaus eingereicht,
der zusatzlich den gemachten Vorgaben beziiglich § 34 BauGB nicht entsprach.

B Anlage Klagebegriindung

Bl Inhalt

FAX vom 07. Februar 2018

Verwaltungsgericht Miinster
Piusallee 38
481747 Miinster 07.02. 20718

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren
XXXX Immobilien GmbH & Co. KG
/.
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Stadt Rheine
- XXXXX/17 -

beantragen wir, fir Recht zu erkennen.

1. Der Zuriickstellungsbescheid der Beklagten vom 28.11.2017 (Az.: 00XXX-17-02) wird
aufgehoben.

2. Die Beklagte wird verpfiichtet, der Kldgerin die beantragte Baugenehmigung ftir den
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit Stellplatzen auf dem Grundstiick Schiitzenstra-
Be XX, Flur 173, Flurstiicke XXX, XXX, Gemarkung Rheine, entsprechend dem Bauantrag
vom 29.09.2017, bei der Stadt Rheine am 10.70.2017 eingegangen, zu erteilen.

Hilfsweise

3. Die Beklagte wird verpfiichtet, der Kldgern einen positiven Bauvorbescheid liber diie pla-
nungsrechtliche Zuldassigkeit eines Mehrfamilienhauses mit Stellplatzen auf dem
Grundstiick SchiitzenstralSe XX, Flur 173, Flurstiicke XXX, XXX, Gemarkung Rheine, ent-
sprechend dem Bauantrag vom 29.09.2017, bei der Stadt Rheine am 10.70.2017 einge-
gangen, zu erteilen.

Begriindung:
I Sachverhalt

1. Die Kldgerin beantragte unter dem 10.70.2017 die Erteilung einer Baugeneh-
migung fdr den Neubau eines Mehrfamilienhauses mit Stellplédtzen auf dem
Grundsttick Schiitzenstral8e XX in Rheine. Das Baugrundstiick liegt nicht im
Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Die planungsrechtliche Zulassigkeit
von Vorhaben beurteilt sich nach § 34 BauGB. Die Klagerin plant dje Errich-
tung eines zweigeschossigen Wohnhauses mit einem Satteldach.

2. Der Rat der Beklagten fasste in seiner Sitzung am 22.11.2077 den Beschluss,
den Bebauungsplan ,BurrichterstralSe/LaustralSe” aufzustellen. Das Bau-
grundstick liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans. Ziel der Planung
Ist, die Anzahl der zulassigen Wohneinheiten pro Gebaude in dem Bebauungs-
plan auf zwei zu begrenzen. Der Aufstellungsbeschluss wurde in der Miinster-
ldndischen Volkszeitung vom 15.12.20177 bekannt gemacht.

3. Die Beklagte stellte den Bauantrag des Klagers mit Bescheid vom 28.71.2017
nach § 15 BauGB ftr einen Zeitraum von 12 Monaten zurlick. Der Zurtickstel-
lungsbescheid wurde der Kldgerin am 30.11.2017 und damit vor der Bekannt-
machung des Aufstellungsbeschlusses am 15.12.2017 zugestellt. Die Beklag-
te ordnete nicht den Sofortvollzug des Zurtickstellungsbescheides auf der
Grundlage von § 80 Abs. 2 Satz T Nr. 4 VYwGO an.

/l.  Begriindetheit

1. Klageantrag zu 1.
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Der Klageantrag zu 1. ist begriindet. Der Zuriickstellungsbescheid vom 28.11.2077 ist
rechtswidrig und verletzt die Kldagerin in eigenen Rechten (§ 113 Abs. 7 Satz 7 VYwGO). Der
Zuriickstellungsbescheid ist aufzuheben.

a) Nach § 15 Abs. 1 Satz 7 BauGB kann die Baugenehmigungsbehdrde auf Antrag der Ge-
meinde die Entscheidung dber die Zuldassigkeit von Vorhaben im Einzelfall fir einen Zeitraum
bis zu 12 Monate aussetzen, wenn zu befirchten ist, dass die Durchfihrung der Planung
durch das Vorhaben unmoglich gemacht oder wesentlich erschwert werden wirde und die
Voraussetzungen fir eine Verdnderungssperre nach § 14 BauGB vorliegen, eine solche Ver-
anderungssperre jedoch nicht beschlossen wurde.

Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist Voraussetzung fir eine Verdnderungssperre der Be-
schluss iber die Aufstellung eines Bebauungsplans. Materielle Rechtmaligkeitsvorausset-
zung der Veranderungssperre ist, dass ein wirksamer Planaufstellungsbeschluss gefasst und
Offentlich bekannt gemacht worden ist (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB). Die Voraussetzungen gel-
ten gleichermal3en fiir den Zuriickstellungsbescheid nach § 15 BauGB.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22.04.2070 - 2 B 293/10 -, juris Rn. 7 f; Sennekamp, in. Bri-
gelmann, BauGB, Kommentar, Stand: September 2077, § 15 Rn. 20.

Die Zuriickstellung eines Baugesuchs nach § 15 BauGB setzt damit zwingend die vorherige
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses voraus.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 15.04.7988 — 4 N 4.87 = BVerwGE 79, 200.

b) Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Der Aufstellungsbeschluss wurde in der Miinster-
landischen Volkszeitung vom 15.12.2017 bekannt gemacht (Blatt 15 der Verwaltungsakte).
Der Zurtickstellungsbescheid wurde der Klagerin bereits am 30.11.2017 bekannt gemacht.
Zum Zeitpunkt des Erlasses des Zuriickstellungsbescheides und damit dem malSgebenden
Zeitpunkt war der Aufstellungsbeschluss nicht bekannt gemacht. Die Voraussetzungen fir
den Erlass einer Veranderungssperre nach § 14 BauGB lagen damit nicht vor. Der Zurtickstel-
lungsbescheid ist rechtswidrig. Er ist aufzuheben.

¢) Ungeachtet dessen liegt eine bloBe Verhinderungsplanung vor. Planungsziel der Beklagten
ist ausschlielSlich das Vorhaben der Kldgerin zu verhindern. Eine blo8e Verhinderungspla-
nung ohne positive planerische Vorstellungen ist nicht sicherungsfahig. Ein Sicherungsbe-
diirfnis fir den Erlass des Zurtickstellungsbescheides fehlt. Auch deshalb ist der Zurtickstel-
lungsbescheid aufzuheben.

2. Klageantrag zu 2.
Der Klageantrag zu 2. ist als Untatigkeitsklage nach § 75 VwGO zuldssig und begriindet.

a) Nach § 75 Satz 1 VwGO Jst die Klage abweichend von § 68 VwGO zuldssig, wenn (iber ei-
nen Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes in angemessener Frist nicht entschieden
worden ist; die Klage kann aber nach § 75 Satz 2 VwGO nicht vor Ablauf von drei Monaten
seit dem Antrag auf Vornahme des Verwaltungsaktes erhoben werden, aulBer wenn wegen
besonderer Umstéande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist.
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b) Die Kldgerin beantragte unter dem 10.10.20177 die Erteilung der Baugenehmigung. Die 3-
Monatsfrist ist abgelaufen. Eine Entscheidung der Behorde lber den Bauantrag erfolgte
nicht. Griinde daftr, dass eine langere Bearbeitungsfrist notwendig war, sind im vorliegenden
Fall nicht gegeben. Es handelt sich um den Bauantrag fir ein Wohnhaus. Eine Bearbeitung
eines solchen Bauantrages ist ohne weiteres innerhalb von drei Monaten méglich. Die regel-
malige Bearbeitungsfrist ist abgelaufen.

¢) Nichts anderes ergibt sich aus dem Zuriickstellungsbescheid vom 28.711.2017, der der
Klagerin am 30.71.2017 zugestellt wurde. Die Klagerin hat gegen den Zurlickstellungsbe-
scheid Anfechtungsklage erhoben. Die Klage hat aufschiebende Wirkung nach § 80 Abs. 1
VwGO. Die Beklagte hat nicht den Sofortvollzug des Zurtickstellungsbescheides nach § 80
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO angeordnet. Der Bauantrag musste deshalb weiterbearbeitet und
im Falle seiner Genehmigungsféhigkeit musste die Baugenehmigung erteilt werden.

Vgl. BGH, Beschluss vom 26.07.2001 — Ill ZR 206/00 -, juris; OVG NRW, Urteil vom
11.10.2006 — 8 A 764/06 -, juris.

Es wére insoweit Sache der Beklagten gewesen, den Sofortvollzug anzuordnen. Dies ist nicht
geschehen. Dementsprechend hat die Klage aufschiebende Wirkung und der Bauantrag hatte
weiter bearbeitet und nach Ablauf der 3-monatigen Bearbeitungsfrist im Januar positiv be-
schieden werden missen. Dies ist nicht geschehen. Die Nichtbearbeitung eines genehmi-
gungsfahigen Bauantrages stellt insoweit eine Amtspflichtverletzung dar, die im Falle eines
Schadenseintrittes nach § 839 BGB einen Amtshaftungsanspruch begriindet.

Vgl. OVG NRW, a.a.O.

d) Die Kldgerin hat auch einen Anspruch auf Erteilung der beantragten Baugenehmigung. Die
Baugenehmigung ist nach § 75 Abs. 7 Satz 1 BauO NRW zu erteilen, da dem Vorhaben of-
fentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen.

Die planungsrechtliche Zuldssigkeit des Vorhabens beurteilt sich nach § 34 BauGB. Nach §
34 Abs. 1 Satz 1 BauGRB ist ein Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile
zuldssig, wenn es sich nach Art und Mal3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstiicksflache, die tberbaut werden soll, in die Eigenart der naheren Umgebung einfiigt
und die ErschlieBung gesichert ist.

Das Bauvorhaben fiigt sich nach der Art der baulichen Nutzung in die Eigenart der naheren
Umgebung ein. Wohnbebauung ist in der ndheren Umgebung vorhanden.

Das Bauvorhaben fiigt sich auch nach dem Mal3 der baulichen Nutzung in die Eigenart der
ndheren Umgebung ein. Unmittelbar auf der anderen StralBenseite der Laustral3e befindet
sich ostlich von dem Bauvorhaben ein mehrgeschossiger Baukorper mit einer vergleichbaren
Grundfldche. Das Gleiche gilt siidlich der SchiitzenstralSe. Unmittelbar angrenzend auf der
anderen Seite der Schiitzenstralle befinden sich mehrere zweigeschossige Gebaude mit ei-
ner vergleichbaren Héhe und Grundfldche (vgl. Luftbildaufnahme Anlage K1). Diese Grund-
Stlicke gehdren unzweifelhaft zur ndheren Umgebung des Baugrundstticks. Das Bauvorha-
ben figt sich damit auch hinsichtlich des Mal3es der baulichen Nutzung in die Eigenart der
ndheren Umgebung ein.



- 15 -

Das Gleiche gilt hinsichtlich der Bauweise und der Grundstticksflache, die tiberbaut werden
soll. Vorbilder sind in der néheren Umgebung vorhanden. Die ErschlieBung des Bauvorha-
bens ist gesichert.

Bauordnungsrechtliche Griinde, die der Genehmigung des Bauvorhabens entgegenstehen,
bestehen nicht.

3. Klageantrag zu 3.
Der Klageantrag wird hilfsweise fir den Fall der Abweisung des Klageantrags zu 2. gestellt.
Das Vorhaben ist planungsrechtlich entsprechend den Ausfihrungen unter Il. 2. genehmi-
gungsféhig
Nach alldem ist der Klage stattzugeben.

XXXX
Rechtsanwalt

Bll: Abwéagungsempfehlungen zur Klagebegriindung

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Zurtickstellungsbescheid vom 28. 11. 2017
seitens der Stadt aufgehoben worden ist, es wird auf das entsprechende Schreiben
der Stadt Rheine an das Verwaltungsgericht Minster vom 09. Marz 2018 verwiesen.

2. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadt Rheine einen erneuten Zurickstel-
lungsbescheid erlassen hat. Auf das entsprechende Schreiben an die XXX Immobilien
GmbH & Co. KG vom 6. Marz 2018 und die darin enthaltene Begriindung wird verwie-
sen.

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadt Rheine fiir den Neubau eines Mehr-
familienhauses mit 6 Wohneinheiten und Stellplatzen der XXX Immobilien GmbH &
Co. KG die Ablehnung des Bauantrages angekiindigt hat, auf die entsprechende Be-
grindung wird verwiesen. Dem Antragsteller wurde mit Datum 06. 03. 2018 eine vier-
wochige Anhorungsgelegenheit gegeben.

4. Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des Rechtsanwaltes eine Erwiderung
im Rahmen der Anhorung bei der Stadt Rheine eingegangen ist. Auf das entspre-
chende Antwortschreiben der Verwaltung der Stadt Rheine wird verwiesen.

Begriindungen zu den Abwagungsempfehlungen zur Klagebegriindung

BIL1: Aufhebung Zuriickstellungsbescheid durch Stadt Rheine, Schreiben vom
9. Méarz 2018

Verwaltungsgericht Miinster
Piusallee 38
48147 Munster
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9. Marz 2018

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren
XXXX Immobilien GmbH & Co. KG
/. Stad't Rheine- X X XXX/17 -

wird Folgendes erklart:
Der Zuriickstellungsbescheid vom 28.11.2017 wird aufgehoben.

Ferner teilt die Beklagte mit, dass uber den klagerischen Antrag auf Ertei-
lung der Baugenehmigung nach Durchflihrung des (blichen Verwaltungs-
verfahrens in Kiirze entschieden wird.

Rein vorsorglich wird im Falle der Fortsetzung des Prozesses unter Einbe-
ziehung des eingeleiteten Verwaltungsverfahrens und des in diesem Ver-
fahren erlassenen Bescheides beantragt,

die Klage abzuweisen.

Dazu im Einzelnen:
1.

Soweit die Klagerin anfiihrt, dass der Zurlickstellungsbescheid erst nach
der 6ffentlichen Bekanntmachung am 15.12.2017 héatte erlassen werden
dirfen, ist dies richtig.

Es wird jedoch auf Folgendes verwiesen:

Grundsatzlich ist die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
Rechtmaligkeitsvoraussetzung des Erlasses eines Zurilickstellungsbe-
scheides nach § 15 BauGB. Dieser Mangel kann jedoch beseitigt werden,
indem seine Bekanntmachung - aus der Sicht der Veranderungssperre -
nachgeholt und damit § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB entsprochen wird.

Unberihrt bleibt demgegeniiber die RechtmaRigkeit des Zuriickstellungs-
bescheides der Baugenehmigungsbehorde, die Entscheidung lber die Zu-
lassigkeit von Vorhaben im Einzelfall fiir einen Zeitraum bis zu einem Jahr
auszusetzen, wenn zu befiirchten ist, dass die Durchflihrung der Planung
durch das Vorhaben unmdoglich oder wesentlich erschwert werden wiirden.
Die ortslibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist keine
materielle Wirksamkeitsvoraussetzung fiir die Entscheidung der Bauge-
nehmigungsbehdrde liber die Zuriickstellung als solche, sondern nur fir
dessen Bekanntmachung,

vgl. BVerwG, Beschluss vom 9. Februar 1989 - BVerwG 4 B 236.88.

Zwar befasst sich die vorgenannte Entscheidung mit § 14 BauGB. Die dort
aufgestellten Grundsatze durften jedoch auch auf § 15 BauGB Anwendung
finden, denn auch § 15 Abs. 1 BauGB setzt die ortsiibliche Bekanntma-
chung des Aufstellungsbeschlusses voraus.


https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR003410960BJNE003709116&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=WBRE310129003&docFormat=xsl&docPart=K
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Daraus folgt, dass die zeitlich spater erfolgte Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses die RechtmaRigkeit des Zurlickstellungsbescheides, das
Vorhaben der Klagerin zur Sicherung und Planung des Aufstellungsbe-
schlusses des betroffenen Bebauungsplanes auszusetzen, unberihrt lasst.
Nicht der Zurlickstellungsbescheid steht in seiner Rechtsgiiltigkeit durch
den eingetretenen Rechtsfehler in Zweifel, sondern allein die formliche Zu-
stellung dieses Bescheides vor der ortsiiblichen Bekanntmachung des Auf-
stellungsbeschlusses.

Folglich hat die Beklagte nur jene Schritte nachzuholen, welche zur Rechts-
widrigkeit des Zustellungsbescheides vom 28.11.2017 gefiihrt haben. Hier-
zu hat sie den Zuriickstellungsbescheid nach der ortsiiblich Bekanntma-
chung, die bereits am 15.12.2017 erfolgt ist, zu erlassen. Damit ist der bis-
herige Mangel behoben. Es gilt, dass im Zeitpunkt des Erlasses des Zu-
riickstellungsbescheides der Beschluss (ber die Aufstellung des Bebau-
ungsplans bereits bekanntgemacht worden sein muss, mag auch der zeitli-
che Unterschied zwischen beiden Bekanntmachungen denkbar knapp sein,

vgl. BVerwG, Beschluss vom 9. Februar 1989, a.a.O.

Der eingetretenen und erkannten Rechtsfehler kann daher ex nunc beseitigt
werden. Die Beklagte wird den Zuruckstellungsbescheid erneut mit den
entsprechenden Regelungen erlassen.

2.

Hinsichtlich des Klageantrages zu 2. und des hilfsweise geltend gemachten
Klageantrages zu 3. verweist die Beklagte darauf, dass das Verwaltungs-
verfahren unverziiglich eingeleitet und in Kiirze entsprechend beschieden
wird.

Soweit die Klagerin diesbeziiglich auf den § 34 BauGB Bezug nimmt und
darauf abstellt, dass ihr Vorhaben planungsrechtlich zulassig sei, verfangt
dies nicht. Das Vorhaben der Klagerin fligt sich entgegen ihrer Behauptung
nicht nach Art und Mal} der baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstiicksflache, die iberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren
Umgebung ein. Die von der Klagerin herangezogene nahere Umgebung
spiegelt nicht die tatsachlich heranzuziehende und pragende Umgebung fir
die Beurteilung des Einfliigens nach § 34 BauGB wider. Insofern wird auf
den in Kirze erlassenen Bescheid verwiesen.

Im Ubrigen sprechen derzeit auch noch andere bauordnungsrechtliche As-
pekte gegen den Erlass der begehrten Baugenehmigung und/oder des Bau-
vorbescheides.

Im Auftrag

XXXX
Stadtische Rechtsrétin

BIl.2: Erneuter Zuriickstellungsbescheid der Stadt Rheine vom 6. Mérz 2018
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XXX Immobilien GmbH & Co. KG
Herrn XXX

XXX-Stralle X

48XXX Rheine

Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 6 WE und Stellplatzen
Rheine, Laustrale XXX

Zurlickstellung des Bauantrages
gemal § 15 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der zurzeit giiltigen Fassung:

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr XXX,

auf Antrag der Stadt Rheine als Trager der gemeindlichen Planungshoheit vom 22. November
2017 stelle ich hiermit die Entscheidung uber lhren oben naher bezeichneten Bauantrag gem.
§ 15 Abs. 1 BauGB fiir einen Zeitraum von zunéachst

5 Monaten
nach Zustellung dieses Bescheides

zuriick.

Aufgrund des § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordung (VwWGO) vom 19. Mérz 1991
(BGBI. 1 S. 686) in der zurzeit geltenden Fassung wird hiermit die

sofortige Vollziehung dieser Verfiigung

angeordnet.

Begriindung
hinsichtlich der Zuriickstellung des Bauantrages:

lhr Antrag auf Entscheidung uber die Zuldssigkeit Ihres Bauvorhabens ist gem. § 15 Abs. 1
BauGB zurlickzustellen. Die Zurlickstellung ist erforderlich, weil die Durchfihrung der Pla-
nung und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 67 unmaoglich bzw. wesentlich erschwert
wirden.

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz der Stadt Rheine hat in seiner
Sitzung am 22. November 2017 gem. § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 67, Kennwort: ,Burrichter Stralle/LaustralRe”, zur Sicherung der Bauleitplanung fr
den in Rede stehenden Bereich, in dem Sie das oben naher bezeichnete bauliche Vorhaben
planen, beschlossen. Mit Datum vom 15. Dezember 2017 wurde der vorgenannte Beschluss
offentlich bekannt gemacht.
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Gemal § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB kann im Bebauungsplan die héchstzuldssige Zahl der Woh-
nungen in Wohngebauden festgesetzt werden. Der bisher vorliegende Bebauungsplanent-
wurf nimmt diese Mdglichkeit mit dem Ziel auf, die Anzahl der Wohneinheiten auf 2 pro
Wohngebaude zu beschranken.

Ziel des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 67 ist die Sicherung der im Bau-
block Schiitzenstralle/LaustralRe/FriedhofstralRe/Burrichterstrale vorhandenen ortstypi-
schen Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhdusern, die in ein- und zweigeschossiger Bauwei-
se entstanden sind. Entsprechend dieser architektonischen Auspragung findet sich eine
kleinteilige Grundstiicksstruktur: Die Gebdude stehen jeweils auf einem separaten Grund-
stuck.

Im Rahmen der Innenentwicklung riicken generell die grol3flachigen Einfamilienhausgebiete
aus den 1950er bis 1970er Jahren verstarkt in den Fokus von Investoren. Im Lebenszyklus
dieser Einfamilienhausgebiete steht aktuell ein Generationswechsel bevor, sodass vermehrt
entsprechende Einfamilienhausgrundstiicke zum Verkauf angeboten werden. Dies gilt vor
allem dort, wo die Generation der Kinder aus unterschiedlichen Griinden nicht bereit oder in
der Lage ist, die elterliche Immobilie zu tibernehmen. Allerdings sind Kaufer aulerhalb der
Familie weniger am selbstgenutzten Eigentum interessiert. Steht ein Einfamilienhausgrund-
stiick zum Verkauf, besteht nicht selten die Absicht, das Grundstiick intensiver und damit
wirtschaftlicher nutzen zu wollen.

Grundsatzlich entspricht das private Interesse, grolRere Grundstiicke intensiver bebauen zu
wollen, dem 6ffentlichen Interesse, die Innenentwicklung zu férdern und dem steigenden
Bedarf an qualitatsvollen Wohnungen insbesondere fiir dltere Menschen, Singles oder allein
lebende Paare decken zu kdnnen. Andererseits kann ein Ubermal an stadtebaulicher Ver-
dichtung ohne Ricksicht auf die vorhandene Siedlungsstruktur auf Dauer dazu fiihren, dass
die stadtebaulichen Qualitaten eines Einfamilienhausgebietes schrittweise und unumkehrbar
zerstort werden.

Das stadtebauliche Ziel, den vorhandenen Charakter des Plangebietes zu sichern, spiegelt
sich weitestgehend in den Festsetzungen des Bebauungsplanes wider, wobei eine moderate
Verdichtung nicht vollstandig ausgeschlossen wird.

Auch unter der Vorgabe, dass pro Wohngebdaude maximal 2 Wohneinheiten errichtet werden
konnen, ware lhr Bauvorhaben profitabel umzusetzen: Bei einer Grundstiicksgréf3e von der-
zeit 853 m2 lassen sich hieraus ohne Schwierigkeiten zwei Grundstticke bilden, die z.B. je-
weils mit einer Stadtvilla bebaut werden konnen. Auf Grund der zurzeit auf dem Gebiet der
Stadt Rheine herrschenden Mangel an Baugrundstiicken diirfte ein entsprechender Verkauf
leicht fallen. Auch kénnte — bei einer Grundstiicksteilung — auf beiden neu zu bildenden
Grundstiicken jeweils ein Zweifamilienwohnhaus entstehen. Urspriinglich war das Gesamt-
grundstlick nur mit einem Einfamilienhaus bebaut. Bei Umsetzung der Bebauung mit Zwei-
familienhdusern ergabe sich — auch unter Beibehaltung der Vorgaben aus dem Bebauungs-
planentwurf — die Realisierung eines erheblichen Nachverdichtungspotentials mit insgesamt
4 Wohnungen gegentiber urspriinglich 1 Wohneinheit.

Die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten im beabsichtigten Bebauungsplangebiet fiihrt
dazu, dass z.B. die Einsichtnahme auf Nachbargrundstiicke — wie sie beim GeschofRwoh-
nungsbau Ublich ist — tendenziell reduziert wird. Bei dem von lhrer Seite projektierten 6-
Familienhaus sind auch im Dachgeschoss — also in der dritten Geschossebene — separate
Wohnungen geplant. Bei einer dieser Wohneinheiten ist der Balkon/Loggia direkt zum be-
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nachbarten Grundstlick ausgerichtet. Auf Grund der Hohenlage ist hier die Einsichtnahme-
maoglichkeit in den Garten des Nachbarn besonders ausgepragt. Auch bei der Beschrankung
der Wohneinheiten besteht tendenziell die Mdglichkeit, dass in der dritten Geschossebene
eine Loggia entsteht. Es ist jedoch unwahrscheinlich, dass hier der einzige Aulenwohnbe-
reich entsteht, wie bei einem 6-Familienhaus.Bei einem Zweifamilienhaus wird — sofern das
Dachgeschoss ausgebaut wird — in den meisten Fallen eine Wohnung im Erdgeschoss und
eine Wohnung im 1.0G entstehen, wobei ggf. die Wohnung im OG als Maisonette ausgebildet
wird. Bei dieser Aufteilung wird jedoch der HauptauBenwohnbereich der Wohnung in den
0G's im 1. OG entstehen. Die Storwirkung fiir den Nachbarn ist in diesem Fall also deutlich
geringer.

Neben der Ricksichtnahme auf die vorhandenen Bau- und Wohnstrukturen hat die Begren-
zung der Anzahl der zuldssigen Wohneinheiten auch das Ziel, dass die Zunahme an Kraft-
fahrzeugen begrenzt wird. Eine Nachverdichtung wird durch die Inhalte des Bauleitplanver-
fahrens nicht generell ausgeschlossen, es erfolgt jedoch eine deutliche Begrenzung. Damit
wird das vorhandene Verkehrsnetz in Bezug auf die Aufnahme weiterer Fahrzeuge nicht un-
zumutbar Uberlastet. Auch in Bezug auf die Bereitstellung von Stell-/Parkplatzen erfolgt
durch die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten eine Verbesserung gegentber einer
ungebremsten Zunahme von Wohnungen. Zum einen wird die Nachfrage generell einge-
schrankt, da nur eine geringere Anzahl von neuen Wohneinheiten im Plangebiet entstehen
kann, zum anderen ist bei kleineren Gebaudeeinheiten die Wahrscheinlichkeit grofer, dass
pro Wohneinheit mehr als ein Stellplatz pro Wohnung entsteht, insbesondere wenn es sich
um Eigentumsmalinahmen handelt. Ein Gebaude-/Wohnungseigentiimer ist tendenziell eher
bereit, auf dem eigenen Grundstiick mehrere Stellplatze anzulegen als den Parkdruck in den
offentlichen Strallenraum zu verlagern. Beim Geschosswohnungsbau — insbesondere beim
Mietwohnungsbau, wie es sich bei Ihrem baulichen Vorhaben darstellt — wird grof3tenteils
auf den Bau von Garagen verzichtet und zusatzlich nur die unbedingt notwendigen Stellplatze
- gegenwartig ein Stellplatz pro Wohneinheit — auf dem Grundstiick angelegt.

Die Erfahrung zeigt jedoch, dass ein Stellplatz pro Wohneinheit nicht ausreicht. Der verblei-
bende Bedarf wird deshalb in den 6ffentlichen StraBenraum gedrangt. Hier entstehen dann
vielfach Streitigkeiten iber die Nutzung der 6ffentlichen Verkehrsflachen zwischen den neu-
en und den alten Bewohnern eines Plangebietes. Die Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten
flhrt deshalb zu einer Reduzierung dieses Konfliktpotentials.

Zusammenfassend ist auszufiihren, dass das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr.
67 das stadtebauliche Ziel umsetzen soll, die Qualitat des bestehenden Wohnquartiers lang-
fristig zu sichern und die aufgezeigten Probleme, die mit einer ungeordneten Nachverdich-
tung einhergehen, zu minimieren. Mit der Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf ma-
ximal zwei pro Gebaude wird eine Nachverdichtung nicht generell verhindert, da z. B. im
Plangebiet mehrere Grundstiicke so grof sind, dass auch Grundstiicksteilungen erméglicht
werden. Auf jedem neu entstehenden Grundstiick konnten dann zwei Wohneinheiten entste-
hen. Dem stadtebaulichen Ziel, sparsam mit Grund und Boden umzugehen, kann damit ent-
sprochen werden. Die Inhalte des Bebauungsplanes sind das Ergebnis einer Abwagung zwi-
schen der Notwendigkeit, vorhandene Baugebiete zu verdichten und dem Anspruch der vor-
handenen Bewohner auf eine weitgehende Beibehaltung der intakten Wohnstruktur.

Das von lhrer Seite beantragte bauliche Vorhaben mit insgesamt 6 Wohneinheiten auf einem
Grundstiick steht insbesondere der Sicherung der Wohnstruktur entgegen und fiihrt zu den
bereits dargestellten Problemen, insbesondere in Bezug auf die Riicksichtnahme auf die di-
rekt angrenzende Bebauung und die Entstehung von Problemen in verkehrstechnischer Sicht.
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Die Zurlckstellung erfolgt zunachst fir 5 Monate, da innerhalb dieses Zeitfensters mit dem
Abschluss des Planverfahrens zu rechnen ist.

Begriindung
zur Anordnung der sofortigen Vollziehung der Verfligung:

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung beruht auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO. Danach kann
die

Behorde die sofortige Vollziehung anordnen, wenn diese im 6ffentlichen Interesse oder im
uberwiegenden Interesse der Beteiligten liegt.

Im gegebenen Fall wiirde ohne Anordnung der sofortigen Vollziehung die Erreichung der Zie-
le des zukiinftigen Bebauungsplanes Nr. 67, Kennwort: ,Burrichterstralle/Laustralle”, der
Stadt Rheine, durch die von lhnen geplante Bebauung wesentlich erschwert und/oder unmaog-
lich gemacht werden.

Das besondere Vollzugsinteresse ergibt sich daraus, dass ohne die Anordnung der sofortigen
Vollziehung der Zuriickstellung Ihres Baugesuches deren Sicherungsfunktion gefahrdet ware,
da lhr Bauantrag beschieden werden miisste und der Aufstellungsbeschluss vom 22. No-
vember 2017, 6ffentlich bekannt gegeben am 15. Dezember 2017, damit konterkariert wiirde.
Es bestlinde die Pflicht, den Bauantrag insbesondere hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen
Aspekte zu Gberpriifen und zu bescheiden.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage erhoben werden.

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Miinster, Piusallee 38, 48147 Miinster (Postanschrift:
Postfach 8048, 48043 Miinster) schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschéftsstelle zu erklaren.

Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollméachtigten versaumt werden,
so wurde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.

Die Klage kann auch durch die Ubertragung eines elektronischen Dokuments an die elektro-
nische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss fir die
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person sig-
niert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg gemaR § 55 a Absatz 4 VwGO eingereicht
werden. Die fiir die Ubermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingun-
gen bestimmen sich nach naherer MalRgabe der Verordnung tiber die technischen Rahmen-
bedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und iber das besondere elektronische Be-
hordenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung — ERVV) vom 23. November 2017
(BGBI. I. S. 3803).

Hinweis:

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de


http://www.justiz.de/
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Die aufschiebende Wirkung entfallt jedoch gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO.

Das Verwaltungsgericht Miinster, Postfach, 48043 Miinster, kann auf Antrag die aufschie-
bende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen oder die Aufhebung der in Rede stehen-
den Zurickstellung des Bauantrages anordnen.

Mit freundlichen Griilen
Im Auftrag

XXX
Dipl. Ing.

BIl.3: Ablehnung Bauantrag/Vierwéchige Anhérungsfrist

XXX Immobilien GmbH & Co. KG
Herrn XXX

XXX-Stralle X

48XXX Rheine

Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 6 WE und Stellplatzen
Rheine, Laustr. XXX

Anhérung

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr XXX,

die Priifung Ihres v. g. Antrages hat ergeben, dass eine positive Beurteilung lhres Vorhabens
nicht gegeben ist. Die Unzulassigkeit ergibt sich unter Berufung auf die Vorschriften des § 75
(1) der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.02.2000.

Nach dieser Vorschrift kann eine Baugenehmigung nur dann erteilt werden, wenn dem Vor-
haben 6ffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen.

Der von lhnen geplanten Errichtung eines Mehrfamilienwohngebaudes entsprechend der mit
dem Bauantrag vom 29.09.2017 eingereichten Planvorlagen stehen die 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften des § 34 (1) des Baugesetzbuches (BauGB), § 6 (1) u. (2) BauO NRW sowie § 20
(2) des StralRen- und Weggesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) jeweils in
der zurzeit geltenden Fassung entgegen.

Begriindung:

Das Grundstiick liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes im Sinne von § 30
Baugesetzbuch (BauGB), jedoch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles.
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Die planungsrechtliche Zulassigkeit des Vorhabens richtet sich somit nach § 34 BauGB -
Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile -.

Danach ist ein Vorhaben zuldssig, wenn es sich nach Art und MaR der baulichen Nutzung, der
Bauweise und der Grundstiicksflache, die iberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren
Umgebung einfiigt und die ErschlieBung gesichert ist. Weiterhin miissen die Anforderungen
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beein-
trachtigt werden.

Als maBgebliche Umgebung im Sinne des § 34 (1) BauGB wird die vorhandene Bebauung des
Baublocks zwischen der Friedhofstralle, der Schiitzenstralle, der Burrichterstralle und der
Laustrale fir die Beurteilung des ,Einfiigens” herangezogen.

Nach der Art der baulichen Nutzung entspricht die Eigenart der ndaheren Umgebung einem
Allgemeinen Wohngebiet (WA) im Sinne von § 4 der Verordnung tiber die bauliche Nutzung
der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung BauNVO -) in der derzeit giiltigen Fassung.

Entspricht die Eigenart der naheren Umgebung einem der Baugebiete, die in der Baunut-
zungsverordnung bezeichnet sind, beurteilt sich die Zulassigkeit des Vorhabens nach seiner
Art allein danach, ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet allgemein zulassig ware; auf
die nach der Verordnung ausnahmsweise zulassigen Vorhaben ist § 31 Abs. 1 BauGB, im
Ubrigen ist § 31 Abs. 2 BauGB entsprechend anzuwenden. Es ist unstrittig, dass das von
Ilhnen geplante Wohngebaude gemaR § 4 (2) Nr.1 BauNVO auf dem o.g. Grundstiick zuléssig
ist.

Der von Ihnen geplante Baukorper mit einer Grundflache von 292,20 gm uberschreitet die
durch die Umgebungsbebauung vorgegebene Grundflache von maximal 200 gm erheblich.
AuBerdem ist ein Gebdude mit einer Gesamthohe von 10,70 m geplant. Das héchste Gebau-
de in der maRgeblichen ndheren Umgebung (Laustralle XX) weist eine Gesamthohe von 8,50
m auf.

Somit fiigt sich das von lhnen geplante Wohngebaude hinsichtlich des MalRes der baulichen
Nutzung nicht in die Eigenart der naheren Umgebung ein.

Die Priifung lhres Bauantrages hat ergeben, dass die Abstandsflache zu dem benachbarten
Flurstiick 152 zumindest teilweise auf diesem Grundstiick liegt. Insofern liegt ein Verstol3
gegen die 6ffentlich-rechtliche Vorschrift des § 6 (2) Satz 1 BauO NRW vor. Nach dieser Vor-
schrift miissen Abstandsflachen auf dem Baugrundstiick selbst liegen. Die Voraussetzungen
des § 6 (2) Satz 2 BauO NRW treffen fiir lhr Bauvorhaben nicht zu.

Gemal den von Ihnen vorgelegten Bauvorlagen sind fiir das Bauvorhaben 6 Kfz-Stellplatze
mit jeweils einer eigenen Zufahrt von der ErschlieBungsstralle geplant. GemaR § 20 (2) Stra-
Ben- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit geltenden
Fassung sind die Zufahrten zu den Stellplatzen zu biindeln. Eine Biindelung von Zufahrten zu
den Stellplatzen ist aus Griinden der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erforderlich.

GemaR § 28 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVfG NRW) vom 21.12.1976
(GV.NRW. 1976 S. 438) ist, bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Betei-
ligten eingreift, diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den fiir die Entscheidung erheblichen
Tatsachen zu duBern.
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Ich raume lhnen daher die Mdglichkeit ein, bis zum 29.03.2018 beim Fachbereich Planen und
Bauen/Bauaufsicht - der Stadt Rheine vorzusprechen oder sich schriftlich zu der Angelegen-
heit zu dulRern.

Mit freundlichen Griilen
Im Auftrag

XXX
Dipl. Ing.

C ___ Antwort Rechtsanwalt auf Ankiindigung der Ablehnung des Bauan-
trages/Anhérung

Cl Inhalt

Stadt Rheine

Der Birgermeister

Planen und Bauen/Bauaufsicht

Frau XXX

Klosterstral3e 14

484317 Rheine 23. 03 2018

Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 6 WE und Stellpldtzen, LaustralBe XXX, Rheine
Ihr Zeichen: 00XXX-17-02

Sehr geehrte Frau XXX,

in o.g. Angelegenheit nehmen wir Bezug auf Ihr Schreiben vom 06. 03. 20178. Sie kiindigen in
dem Schreiben an, den Bauantrag abzulehnen. Die offentlich-rechtlichen Vorschriften stiin-
den dem Vorhaben entgegen.

Wir haben in unserer Klagebegriindung vom 07. 02. 20178 in dem anhéangigen verwaltungsge-
richtlichen Rechtsstreit vor dem VG Mdinster (2 X 7XXX/17) dargelegt, dass das Bauvorhaben
nach § 3 BauGB planungsrechtlich zuldssig ist. In der néheren Umgebung sind auch hinsicht-
lich des Mal3es der baulichen Nutzung Vorbilder vorhanden. Dies sind die sidlich der Schiit-
zenstralSe vorhandenen Wohngebaude, die sich unmittelbar auf der anderen Stral8enseite
des Baugrundstticks befinden.

Soweit Sie in Ihrem Anhdrungsschreiben vomn 06. 03. 2018 behaupten, das Bauvorhaben ver-
stolBe gegen die Vorschriften zum Abstandsflachenrecht nach § 6 Abs. 2 BauO NRW, ist dies
unzutreffend. In dem Bauantrag ist dargestellt, dass das Baugrundstiick aus den Flurstiicken
128 und 152 besteht. Beide Flurstiicke stehen im Eigentum von der XXX Immobilien GmbH &
Co. KG. Die Bauherrin wird selbstverstéandlich — wie dies iblich ist — eine Vereinigungsbau-
last fir die beiden Flurstiicke libernehmen. In derartigen Fallen erfolgt die Erteilung der Bau-
genehmigung mit der Bedingung, dass eine entsprechende Vereinigungsbaulast tbernom-
men wird. Dies ist nicht uniiblich.
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Die weitere Auffassung in Ihrem Schreiben vom 06. 03. 2018, die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs sei durch die 6 KFZ- Stellpldtze beeintréchtigt, ist offensichtlich unzutreffend.
Die Laustral8e ist eine untergeordnete NebenstralSe. Sie dient ausschlieSlich der Bewéltigung
des Anliegerverkehrs. Dementsprechend ist es aufgrund der auBerst geringen Verkehrsmen-
gen auf der Laustral8e fernliegend, dass durch die geplanten KFZ-Stellpldtze die Sicherheit
und die Leichtigkeit des Verkehrs beeintrachtigt sind.

Nach alledem besteht ein Anspruch auf Erteilung der beantragten Baugenehmigung. Dieser
Anspruch bestand im Ubrigen bereits aufgrund der fehlenden Anordnung des Sofortvollzugs
des Zurtickstellungsbescheides vom 28. 11. 2017 in der Vergangenheit.

Mit freundlichen Grii3en

XXXX
Rechtsanwalt”

Cll: Abwagungsempfehlung zur Antwort Rechtsanwalt auf Ankiindigung Ablehnung
Bauantrag/Anhérung:

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Rechtsanwalt XXX, 11.04.2018

im Rahmen der Anhorung zur geplanten Ablehnung des entsprechenden Bauantrages beziig-
lich des oben naher bezeichneten Bauvorhabens teilen Sie mir mit FAX vom 23. Méarz 2018
(bei mir am 26. Marz 2018 vorliegend) mit, dass nach Ihrer Auffassung — wie bereits in der
Klagebegriindung vom 07. Februar 2018 in dem anh&angigen Verwaltungsrechtsstreit vor dem
Verwaltungsgericht Miinster (2 K 7355/17) dargelegt — weder bauplanungs- noch bauord-
nungsrechtliche Griinde gegen eine positive Bescheidung des in Rede stehenden Bauantra-
ges bestehen wiirden.

Planungsrechtlich weisen Sie insbesondere in diesem Zusammenhang nochmals darauf hin,
dass in der naheren Umgebung hinsichtlich des Males der baulichen Nutzung Vorbilder vor-
handen seien, die sich sidlich der Schiitzenstralle, unmittelbar auf der anderen Stralenseite
des projektierten Baugrundstiickes, befinden wiirden. Hierzu méchte ich auf meine Ausfiih-
rungen hinsichtlich der Eingrenzung der malRgeblichen Umgebung in meiner Anhérung zur
Ablehnung vom 06. Marz 2018 verweisen, in der dargelegt ist, dass eine kleinrdumigere
»,malgebliche Umgebung” heranzuziehen ist, als es nach lhrer Auffassung der Fall ist.

Hinsichtlich des von Ihrer Seite beziiglich bauordnungsrechtlicher Punkte (VerstoRe gegen
Abstandflachenrecht sowie Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs) gemachten Vortrages
mochte ich wie folgt Stellung nehmen:

Sie flihren aus, dass das projektierte Baugrundstiick aus zwei Flurstiicken besteht und diese
beiden sich im Eigentum lhrer Mandantin befanden und die Bauherrin selbstverstandlich eine
Vereinigungsbaulast ibernehmen wiirde. Es sei — so lhre weitere Einlassung — nicht untib-
lich, in einem solchen Fall eine Baugenehmigung mit einer entsprechenden Bedingung zu
erteilen. Die Bauaufsichtsbehorde der Stadt Rheine praktiziert ein solches Verfahren nicht, da
in derartigen Fallen nicht auszuschlieflen ist, dass diesbeziigliche Baulasten aus unterschied-
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lichen Griinden nicht zustande kommen und sich daraus evtl. ordnungsbehdrdliche Verfah-
ren ergeben konnten. Auch hinsichtlich der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs besteht
von hier eine gegeniiber lhrer Meinung andere Auffassung, die auf zuriickliegende Gegeben-
heiten aufbaut.

Hinweisen mochte ich darauf, dass das hier vorliegende Baugesuch zum Zeitpunkt der Ein-
gabe aus bauordnungsrechtlichen Griinden hatte abgelehnt werden miissen, hiervon jedoch
abgesehen wurde, da die vorgenannten VerstoRe im Vorfeld einer Genehmigungserteilung
ausraumbar gewesen waren.

AbschlieRend mochte ich Sie bitten, mir Mitteilung zu machen, ob - trotz des erneuten Zu-
riickstellungsbescheides mit Anordnung der sofortigen Vollziehung vom 06. Marz 2018 -
eine Bescheidung des in Rede stehenden Bauantrages ,Neubau eines Mehrfamilienwohn-
hauses mit 6 Wohneinheiten und Stellplatzen” auf dem Grundstiick ,Laustralle XXX, Rheine"
gewlinscht wird oder im Rahmen des anhangigen Verwaltungsgerichtsverfahrens eine Ent-
scheidung abgewartet werden soll.

Fir evtl. Riickfragen stehen lhnen sowohl die zustéandige Sachbearbeiterin, Frau XXX, als
auch die Unterzeichnerin zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiRen

Im Auftrag

XXXX
Dipl.-Ing.

1.2  Sonstige Stellungnahmen

Es wird festgestellt, dass von Seiten der Offentlichkeit keine weiteren abwégungsrelevanten
Stellungnahmen eingegangen sind.

2. Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange geméR § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB

2.1 LWL-Archéologie fiir Westfalen, AuRenstelle Miinster, An den Speichern 7, 48157
Miinster;
Stellungnahme vom 15. Januar 2018

Inhalt:

,ES bestehen keine grundséatzlichen Bedenken gegen die o.g. Planung. Unser Referat Paldaon-
tologische Bodendenkmalpflege weist jedoch darauf hin, dass im Plangebiet bislang unbe-
kannte paldontologische Bodendenkmaéler in Form von Fossilien (versteinerte Uberreste von
Pflanzen und Tieren) aus dem oberen Pleistozén (Weichsel-Kaltzeit) angetroffen werden
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konnen. Uber den genauen Umfang und die exakte Lage moglicher Fossillagerstétten und
threr Schutzwiirdigkeit ist zurzeit jedoch keine Aussage zu machen. Wir bitten, folgende Hin-
weise in den Bebauungsplan aufzunehmen:

1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archdologie
fir Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Miinster und dem LWL-Museum fir Natur-
kunde, Referat Paldontologie, Sentruper StralBe 285, 48161 Miinster schriftlich mitzu-
teilen.

2. Der LWL-Archdologie fir Westfalen oder der Gemeinde als Untere Denkmalbehdrde
sind Bodendenkmaler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, aber auch Verédnderungen
und Verférbungen in der natiirlichen Bodenbeschaffenheit) unverziiglich zu melden.
Ihre Lage im Geldande darf nicht verdndert werden (§§ 15 und 76 DSchG).

3. Der LWL-Archdologie fiir Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der be-
troffenen Grundstiicke zu gestatten, um ggf. archdologische und/oder paldontologi-
sche Untersuchungen durchfiihren zu kénnen (§ 28 DSchG NRW). Die dafiir benétig-
ten Fldachen sind fir die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.

Abwagungsempfehlung:

Der Anregung wird gefolgt, der genannte Hinweis wird in den Planentwurf aufgenommen.

2.2  Thyssengas GmbH, Postfach 10 40 42, 44040 Dortmund;
Stellungnahme vom 20. Dezember 2017

Inhalt:

,LAm nordlichen Rand innerhalb der Friedhofstral8e verlduft die im Betreff genannte Gasfern-
leitung LO7350 der Thyssengas GmbH. Beigefiigt erhalten Sie den Bestandsplan Blatt Nr. 146
im Malstab 1.7000 sowie einen Ubersichtsplan im Mal3stab 1:2500.

Die Gasfernleitung liegt innerhalb eines gesicherten Schutzstreifens von 6,0 m (3.0 m links
und rechts der Leitungsachse), in dem aufgrund technischer Vorschriften bestimmte Nut-
zungen und Tatigkeiten untersagt sind.

Dem Uberfahren der Gasfernleitung mit Baufahrzeugen bei unbefestigter Oberfldche im
Léngs- und Querrichtung kénnen wir nur nach erfolgten druckverteilenden MalBnahmen — wie
Auslegen von Baggermatratzen oder dergleichen — zustimmen.

Eventuell geplante neue Baumstandorte sind gemal3 DVGW Merkblatt GW 125 (M) sowie des
Merkblattes der Forschungsgesellschaft fir StralBe- und Verkehrswesen e.V. FGSV Nr. 939
mit Blick auf die weitere Entwicklung des Stammdurchmessers zu wahlen . Um die Gasfern-
leitung vor Beeintrédchtigungen durch Wurzelwuchs zu schiitzen und eine gefahrdungsfreie
Lebensdauer der Baume zu gewahrleisten, sollte der Abstand von 5,0 m zwischen Leitungs-
aulBenkante und Stammachse nicht unterschritten werden.

Wir bitten Sie, die nachfolgenden Punkte zu beriicksichtigen, dass
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1. unsere Gasfernleitung L07350 im Bebauungsplan nachrichtlich inklusiv des Schutz-
Streifens als mit Leitungsrecht zu belastende Fldche der Thyssengas GmbH darge-
stellt wird,

2. in der textlichen Begriindung auf unsere Gasfernleitung hingewiesen wird,

3. die Gasfernleitung L0O7350 bei Bau- und ErschlieBungsmalinahmen beriicksichtigt
wird,

4. das beiliegende Merkblatt fir die Aufstellung von Flachennutzungs- und Bebauungs-
planen sowie unsere allgemeine Schutzanweisung fir Gasfernleitungen der Thyssen-
gas GmbH Anwendung findet,

5. wir am weiteren Verfahren beteiligt werden.

Fir weitere Informationen stehen wir Ihnen gerne zur Verfigung.

Abwagungsempfehlung:

Es wird festgestellt, dass die angesprochene Gasfernleitung im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflache der Friedhofstralle verlauft. Die Siche-
rung durch einen Schutzstreifen ist deshalb nicht erforderlich, die Leitungstrasse wird nach-
richtlich in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen.

Es wird festgestellt, dass die Friedhofstrale so ausgebaut ist, dass ein Uberfahren der Lei-
tung — auch mit Baufahrzeugen — méglich ist.

Sofern die Stadt Rheine die Friedhofstralle neu ausbauen oder sonstige ErschlieBungsmal-
nahmen durchfiihren sollte — ggf. auch mit Baumstandorten — werden seitens der Stadt
Rheine alle Leitungstrager beteiligt, um ggf. notwendige MaRnahmen zum Schutz von Lei-
tungen abzustimmen damit die Forderungen aus dem Merkblatt fiir die Aufstellung von Fla-
chennutzungs- und Bebauungsplanen sowie die allgemeinen Schutzanweisungen der
Thyssengas GmbH Beriicksichtigung finden.

In der Begriindung zum Bebauungsplan wird auf die Gasfernleitung Bezug genommen.

2.3  Sonstige Stellungnahmen

Es wird festgestellt, dass von Seiten der Gibrigen Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange keine weiteren abwagungsrelevanten Stellungnahmen eingegangen sind.

Der Rat der Stadt Rheine fasst folgende Beschliisse:

Il. Beschluss iiber die Abwéagungsempfehlungen des Ausschusses fiir Stadtentwicklung,
Umwelt und Klimaschutz

Der Rat der Stadt Rheine nimmt die Empfehlungen des Ausschusses fiir Stadtentwicklung,
Umwelt und Klimaschutz zu den Beteiligungen gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2
BauGB i.V.m. 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB billigend zur Kenntnis und beschliel3t diese. Er
nimmt hiermit — zum allein maRgebenden Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses — die voll-
standige Erfassung, Bewertung und gerechte Abwéagung aller von der Planung betroffenen
Belange vor.
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118 Satzungsbeschluss nebst Begriindung

GemaR der §§ 2 Abs. 1 und 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), in der zum Zeitpunkt des Satzungs-
beschlusses geltenden Fassung sowie der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW S. 666), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung wird der
Bebauungsplan Nr. 67, Kennwort: "Burrichter StralRe/Laustralle"”, der Stadt Rheine als Sat-
zung und die Begrundung hierzu beschlossen.

Es wird festgestellt, dass der Bebauungsplan Nr. 67, Kennwort: "Burrichter StralRe/Lau-
stralle”, der Stadt Rheine aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt worden ist
und demzufolge der Flachennutzungsplan keiner Anpassung im Wege der Berichtigung be-
darf.



	Datum
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen6
	Sachverhalt
	os_autosavelastposition4876438
	Beschlußvorschlag

